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Marzahn ist nicht Manhattan!  

Stadtentwicklungspolitik für die Menschen in Marzahn-Hellersdorf!  

Die Linke Marzahn-Hellersdorf setzt sich dafür ein, dass Wohnraum in unserem Bezirk 
bezahlbar bleibt. Wohnungsneubau allein löst dieses Problem nicht. Marzahn-
Hellersdorf hat in den vergangenen einen großen Anteil am Neubau von Wohnungen 
getragen. Dabei sind politische Fehler gemacht worden: Nie hätte es zugelassen werden 
dürfen, dass grüne Innenhöfe mit Wohnungsbau nachverdichtet werden. Doch die 
Stadtentwicklungspolitik des Bezirksamtes Marzahn-Hellersdorf und des schwarz-roten 
Senats hat nicht dazu gelernt, im Gegenteil: Es wird deutlicher denn je, dass das CDU-
geführte Bezirksamt Klientelinteressen bei ausgewählten Neubauvorhaben verfolgt. 
Zudem wird immer offenkundiger, dass die soziale Infrastruktur unseres Bezirks nicht 
Schritt hält mit dem Wohnungsneubau.   

Wir fordern als neue Maxime: Stadtentwicklung mit und nicht gegen die Menschen!  

Diesen Grundsätzen folgend, setzen wir uns für folgende Ziel bei ausgewählten 
Neubauvorhaben ein:   

Helene-Weigel-Platz 

Auf beiden Seiten des Helene-Weigel-Platzes in Marzahn-Süd sollen nach 
Investorenplänen neue Hochhäuser in den Himmel wachsen: sowohl auf der Ostseite 
(ehemaliges Kino Sojus) als auch auf der Westseite (Nahversorgungszentrum bzw. 
REWE-Parkplatz). Anwohner*innen beschweren sich seit Bekanntwerden der ersten 
Pläne Ende 2023 über mangelnde Beteiligung und befürchten eine Minderung ihrer 
Lebensqualität durch die Folgen der Neubauten: steigende Mieten im Bestand, 
Überlastung der örtlichen Infrastruktur, Verschattung der eigenen Wohnung und des 
Platzes sowie Verlust von Parkplätzen.  

Wir treten für eine städtebauliche Erhaltungsverordnung für den Helene-Weigel-Platz ein 
und unterstützen die Forderung der Bürgerinitiative vom Helene-Weigel-Platz nach 
echter Beteiligung der Anwohnerschaft am weiteren Bebauungsplanverfahren sowie 
Verbesserungen bei Nahversorgung, medizinischer Versorgung, Bürgerdiensten, Kita- 
und Schulplätzen, Parkplätzen, Klimaschutzstandards und einen Verzicht auf 
Nachverdichtung. Wir lehnen Pläne für eine weitere Privatisierung landeseigener 
Grundstücke auf dem östlichen Teil des Helene-Weigel-Platzes ab. Der Verbleib der 
Flächen in öffentlicher Hand ist ein entscheidender Hebel gegenüber dem Investor, 
denn die CDU will am östlichen Helene-Weigel-Platz ohne Not öffentliche Parkplätze in 
Bauland umwandeln.  

Bauprojekt Kleeblatt-Passage (Hohensaatener Straße) 



Die Gebäude der Kleeblattpassage an der Hohensaatener Straße, einem 
Nahversorgungszentrum in Marzahn-Ost, sollen abgerissen werden. An ihre Stelle sollen 
neue Wohngebäude treten, die zum Teil deutlich höher als die 6- und 11-Geschosser in 
der unmittelbaren Umgebung werden sollen. Zusätzliche Schul- und 
Kindergartenplätze? Fehlanzeige. Wir unterstützen die Forderung der lokalen 
Bürgerinitiative die Höhe der geplanten Neubauten zu begrenzen: vier Etagen und ein 
Staffelgeschoss - höher soll eine Neubebauung nicht werden. Die jetzt geplante massive 
Verdichtung in diesem Wohngebiet ist städtebaulich nicht verträglich. Das CDU-
geführte Bezirksamt hat keinerlei Vorsorge getroffen, um dem Mangel an sozialer 
Infrastruktur im Stadtteil etwas entgegenzusetzen, trotz mehrerer bekannter riesiger 
Bauprojekte im Stadtteil- Tal-Center, Marzahner Promenade, ehem. Knorr-Bremse - hat 
das Bezirksamt keinen einzigen neuen Schulstandort in der Nähe geplant. Ein 
ursprünglich geplanter Kindergarten in der Mehrower Allee wurde nicht umgesetzt. Der 
Ärztemangel ist nicht zu ertragen. 

Bauprojekt Tal-Center (Oberweißbacher Straße) 

Seit bekannt ist, dass die landeseigene Wohnungsbaugesellschaft Gewobag das Tal-
Center abreißen und dort 500 bis 600 neue Wohnungen bauen lassen will, ist die Wut 
groß. Klar ist zumindest eines: dass die Infrastruktur im Kiez schon jetzt überlastet ist. 
Dennoch - obwohl lange klar ist, dass Investoreninteressen und lokale Interessen weit 
auseinandergehen, zeigt das Bezirksamt keine ernsthaften Bemühungen um Beteiligung 
der Anwohnerschaft. Erst ließ es hinter verschlossenen Türen eine "städtebauliche 
Quartiersstudie" erstellen, Einsicht erhielten nur die Mitglieder des Bürgerbeirats, aber 
nicht die Öffentlichkeit. Trotzdem soll die Studie die Grundlage sein, auf der der Kiez 
"entwickelt" wird.   

Es gibt ein bewährtes Instrument, das rechtsverbindlich die Möglichkeiten einer 
Bebauung im Kiez regeln kann: der Bebauungsplan. Mit einem Bebauungsplan ließen 
sich die nicht nur die Geschosshöhe eines Neubaus am Center-Standort begrenzen. 
Sondern es ließe sich auch festlegen, welche Flächen z.B. auch für Gewerbe genutzt 
werden sollen. Auch die Kita- und Schulplatzversorgung könnte ein Bebauungsplan 
verbessern. Wir fordern einen Bebauungsplan für den Kiez: Geschosshöhe der 
Wohnbebauung begrenzen, Infrastruktur stärken und echte Mitsprache der 
Anwohnerschaft: beteiligen und nicht nur informieren! 

Allee der Kosmonauten 155 

Wir unterstützen die Bürgerinitiative mit ihrer Forderung nach Erstellung eines 
Bebauungsplanes, um die Infrastruktur vor Ort langfristig zu erhalten und gegen 
Investoreninteressen abzusichern. Da SPD und CDU nicht schon frühzeitig auf den 
Vorschlag der Linken für ein Bebauungsplanverfahren eingegangen waren, wurde den 
Plänen des Investors Tür und Tor geöffnet. Letzterer konnte bereits einen 
Bauvorbescheid erwirken. Für einen Erfolg ihres Anliegens ist es aber notwendig, dass 



CDU und SPD endlich vernünftig werden und ihren Widerstand gegen einen 
Bebauungsplan aufgeben. Nur dann können die Interessen der Anwohner effektiv 
berücksichtigt werden. 

Knorr-Bremse 

Die Situation für die Gewerbetreibenden auf dem Gelände der Knorr-Bremse am 
Bahnhof Marzahn ist existenzbedrohend. Seit vielen Jahren arbeiten dort Handwerker, 
Werkstätten und andere Betriebe. Sie sind Teil der Wertschöpfung in Berlin und 
Brandenburg, bedienen tausende Kundinnen und Kunden und sichern so das Geschäft 
vieler anderer Unternehmen, an denen Arbeitsplätze hängen. 

Der aktuelle Senat aus CDU und SPD plant, auf dem Gelände ein neues Stadtquartier zu 
errichten – allerdings offenbar ohne das existierende Gewerbe vor Ort. Nach einem 
Protestbrief der Gewerbetreibenden setzte Laborgh die Angestellten der ansässigen 
Unternehmen unter Druck. Berlin braucht bezahlbaren Wohnraum UND weiterhin Raum 
für Arbeitsplätze und Produktionsflächen. Wir Linke kämpfen um jeden Arbeitsplatz und 
unterstützen die Gewerbetreibenden in ihrem Kampf ums Überleben. Wir fordern den 
Senat auf, gemeinsam mit den Gewerbetreibenden vor Ort nach Lösungen für deren 
Erhalt als lokale Wirtschaftsakteure zu suchen und deren Verdrängung zu stoppen. 

 

 


